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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988) 
§ 2. (1) bis (4) ... § 2. (1) bis (4) ...
(5) Gewinnermittlungszeitraum ist das Wirtschaftsjahr. Das 

Wirtschaftsjahr deckt sich grundsätzlich mit dem Kalenderjahr. 
Buchführende Land- und Forstwirte und protokollierte Gewerbetrei-
bende (§ 5) dürfen jedoch ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirt-
schaftsjahr haben; in diesem Fall ist der Gewinn bei Ermittlung des 
Einkommens für jenes Kalenderjahr zu berücksichtigen, in dem das 
Wirtschaftsjahr endet. 

(5) Gewinnermittlungszeitraum ist das Wirtschaftsjahr. Das 
Wirtschaftsjahr deckt sich grundsätzlich mit dem Kalenderjahr. 
Buchführende Land- und Forstwirte und rechnungslegungspflichtige 
Gewerbetreibende (§ 5) dürfen jedoch ein vom Kalenderjahr abwei-
chendes Wirtschaftsjahr haben; in diesem Fall ist der Gewinn bei 
Ermittlung des Einkommens für jenes Kalenderjahr zu berücksichti-
gen, in dem das Wirtschaftsjahr endet. 

(6) Das Wirtschaftsjahr umfaßt einen Zeitraum von zwölf Mona-
ten. Einen kürzeren Zeitraum darf es dann umfassen, wenn 

(6) Das Wirtschaftsjahr umfaßt einen Zeitraum von zwölf Mo-
naten. Einen kürzeren Zeitraum darf es dann umfassen, wenn 

 1. ein Betrieb eröffnet oder aufgegeben wird oder  1. ein Betrieb eröffnet oder aufgegeben wird oder 
 2. das Wirtschaftsjahr bei einem buchführenden Land- und 

Forstwirt oder einem protokollierten Gewerbetreibenden auf 
einen anderen Stichtag umgestellt wird. 

 2. das Wirtschaftsjahr bei einem buchführenden Land- und 
Forstwirt oder einem rechnungslegungspflichtigen Gewerbe-
treibenden auf einen anderen Stichtag umgestellt wird. 

(7) bis (8) ... (7) bis (8) ... 
§ 4. (1) bis (9) ... § 4. (1) bis (9) ... 

 (10) Z 1. bis 2. ...  (10) Z 1. bis 2. ... 
 3. a) Beim Übergang auf die Gewinnermittlung gemäß § 5 ist 

der Grund und Boden steuerneutral auf den höheren Teil-
wert aufzuwerten. Ist der Grund und Boden innerhalb der 
letzten zehn Jahre angeschafft worden, dürfen die Anschaf-
fungskosten nicht überschritten werden. 

 3.a) Beim Übergang auf die Gewinnermittlung gemäß § 5 ist 
der Grund und Boden steuerneutral auf den Teilwert im 
Zeitpunkt des Wechsels auf- oder abzuwerten. 

 b) Beim Übergang von der Gewinnermittlungsart gemäß § 5 
auf eine andere Gewinnermittlungsart sind die stillen Re-
serven des Grund und Bodens und des gewillkürten Be-
triebsvermögens aufzudecken und zu versteuern. Auf An-
trag des Steuerpflichtigen sind die stillen Reserven des zum 
notwendigen Betriebsvermögen gehörenden Grund und 
Bodens aber einer Rücklage (bei Gewinnermittlung gemäß 

 b) Beim Übergang von der Gewinnermittlungsart gemäß § 5 
auf eine andere Gewinnermittlungsart sind die stillen Re-
serven des Grund und Bodens und des gewillkürten Be-
triebsvermögens aufzudecken und zu versteuern. Auf An-
trag des Steuerpflichtigen sind die stillen Reserven des 
zum notwendigen Betriebsvermögen gehörenden Grund 
und Bodens aber einer Rücklage (bei Gewinnermittlung 



  2 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
§ 4 Abs. 3 einem steuerfreien Betrag) zuzuführen, die (der) 
erst im Zeitpunkt des Ausscheidens des Grund und Bodens 
aus dem Betriebsvermögen oder im Zeitpunkt der Veräuße-
rung oder Aufgabe des Betriebes zu versteuern ist. 

gemäß § 4 Abs. 3 einem steuerfreien Betrag) zuzuführen, 
die (der) erst im Zeitpunkt des Ausscheidens des Grund 
und Bodens aus dem Betriebsvermögen oder im Zeitpunkt 
der Veräußerung oder Aufgabe des Betriebes insoweit zu 
versteuern ist, als sie in diesem Zeitpunkt noch vorhanden 
ist. 

(11) bis (12) ... (11) bis (12) ... 
Gewinn der protokollierten Gewerbetreibenden 

§ 5. (1) Für die Gewinnermittlung jener Steuerpflichtigen, deren 
Firma im Firmenbuch eingetragen ist und die Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb (§ 23) beziehen, sind die handelsrechtlichen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung maßgebend, außer zwingende Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes treffen abweichende Regelungen. 
§ 4 Abs. 1 letzter Satz ist jedoch nicht anzuwenden. Beteiligt sich 
ein Gesellschafter als Mitunternehmer am Betrieb eines protokollier-
ten Gewerbetreibenden, so gilt auch diese Gesellschaft als protokol-
lierter Gewerbetreibender. 

(2) Abs. 1 ist auf eingetragene Erwerbsgesellschaften nur anzu-
wenden, wenn eine Verpflichtung zur Buchführung nach § 125 BAO 
besteht. 

Gewinn der rechnungslegungspflichtigen Gewerbetreibenden 
§ 5. Für die Gewinnermittlung jener Steuerpflichtigen, die nach 

§ 189 UGB der Pflicht zur Rechnungslegung unterliegen und die 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 23) beziehen, sind die handels-
rechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung maßgebend, 
außer zwingende steuerrechtliche Vorschriften treffen abweichende 
Regelungen. § 4 Abs. 1 letzter Satz ist jedoch nicht anzuwenden. 
Beteiligt sich ein Gesellschafter als Mitunternehmer am Betrieb 
eines nach § 189 UGB rechnungslegungspflichtigen Gewerbetrei-
benden, gilt auch diese Gesellschaft als rechnungslegungspflichtiger 
Gewerbetreibender. 

§ 6. Z 1. bis 4 ... § 6. Z 1. bis 4. ... 
 5. Einlagen sind mit dem Teilwert im Zeitpunkt der Zuführung 

anzusetzen; sie sind höchstens mit den um Absetzungen für 
Abnutzung nicht gekürzten tatsächlichen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten anzusetzen, wenn Gegenstand der Einlage

 5. Einlagen sind mit dem Teilwert im Zeitpunkt der Zuführung 
anzusetzen. Beteiligungen, deren Veräußerung nach § 31 zu 
erfassen wäre, sind stets mit den Anschaffungskosten anzu-
setzen, wenn diese niedriger als der Teilwert im Einlagezeit-
punkt sind. 

 - Grundstücke (grundstücksgleiche Rechte) sind, die in-
nerhalb der letzten zehn Jahre, 

 

 - sonstige Wirtschaftsgüter sind, die innerhalb eines Jah-
res  

 

vor dem Zeitpunkt der Zuführung angeschafft oder hergestellt 
und nicht außerhalb einer betrieblichen Tätigkeit zur Erzie-
lung von Einkünften verwendet worden sind. Wurden sie zur 
Erzielung nichtbetrieblicher Einkünfte verwendet, dann sind 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten um die berück-
sichtigten Beträge an Absetzung für Abnutzung oder an be-
günstigten Abschreibungen von Herstellungsaufwand zu 
vermindern. Beteiligungen, deren Veräußerung nach § 31 zu 
erfassen wäre, sind jedoch stets mit den Anschaffungskosten 
anzusetzen. 

6. bis 16. ... 6. bis 16. ... 
§ 16. (1) Z 1. bis 7. ... § 16. (1) Z 1. bis 7. ...

 8. lit. a bis c …  8. lit. a bis c … 
 d) Wird ein vom Steuerpflichtigen früher angeschafftes oder 

hergestelltes Wirtschaftsgut erstmalig zur Erzielung von 
Einkünften verwendet, dann sind der Bemessung der Ab-
setzung für Abnutzung die ungekürzten tatsächlichen An-
schaffungs- oder Herstellungskosten zugrunde zu legen. 
Wurde ein Gebäude vor mehr als zehn Jahren oder ein 
sonstiges Wirtschaftsgut vor mehr als einem Jahr ange-
schafft oder hergestellt, dann darf der höhere gemeine Wert 
angesetzt werden. 

 d) Wird ein vom Steuerpflichtigen früher angeschafftes oder 
hergestelltes Wirtschaftsgut erstmalig zur Erzielung von 
Einkünften verwendet, ist der Bemessung der Absetzung 
für Abnutzung der gemeine Wert zugrunde zu legen. 

 e) …  e) … 
(1) Z 9. bis (3) ... (1) Z 9. bis (3) ... 
§ 17. (1) Bei den Einkünften aus einer Tätigkeit im Sinne des 

§ 22 oder des § 23 können die Betriebsausgaben im Rahmen der 
Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 3 mit einem Durchschnittssatz 
ermittelt werden. Der Durchschnittssatz beträgt 

§ 17. (1) Bei den Einkünften aus einer Tätigkeit im Sinne des 
§ 22 oder des § 23 können die Betriebsausgaben im Rahmen der 
Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 3 mit einem Durchschnittssatz 
ermittelt werden. Der Durchschnittssatz beträgt 

 - bei freiberuflichen oder gewerblichen Einkünften aus einer 
kaufmännischen oder technischen Beratung, einer Tätigkeit 
im Sinne des § 22 Z 2 sowie aus einer schriftstellerischen, 
vortragenden, wissenschaftlichen, unterrichtenden oder erzie-
herischen Tätigkeit 6%, höchstens jedoch 13 200 €, 

 - bei freiberuflichen oder gewerblichen Einkünften aus einer 
kaufmännischen oder technischen Beratung, einer Tätigkeit 
im Sinne des § 22 Z 2 sowie aus einer schriftstellerischen, 
vortragenden, wissenschaftlichen, unterrichtenden oder er-
zieherischen Tätigkeit 6%, höchstens jedoch 13 200 €, 

 - sonst 12%, höchstens jedoch 26 400 €,  - sonst 12%, höchstens jedoch 26 400 €, 
der Umsätze (§ 125 Abs. 1 lit. a der Bundesabgabenordnung) ein-
schließlich der Umsätze aus einer Tätigkeit im Sinne des § 22. 
Daneben dürfen nur folgende Ausgaben als Betriebsausgaben abge-
setzt werden: Ausgaben für den Eingang an Waren, Rohstoffen, 

der Umsätze im Sinne des § 125 Abs. 1 der Bundesabgabenord-
nung. Daneben dürfen nur folgende Ausgaben als Betriebsausgaben 
abgesetzt werden: Ausgaben für den Eingang an Waren, Rohstof-
fen, Halberzeugnissen, Hilfsstoffen und Zutaten, die nach ihrer Art 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Halberzeugnissen, Hilfsstoffen und Zutaten, die nach ihrer Art und 
ihrem betrieblichen Zweck in ein Wareneingangsbuch (§ 128 BAO) 
einzutragen sind oder einzutragen wären, sowie Ausgaben für Löhne 
(einschließlich Lohnnebenkosten) und für Fremdlöhne, soweit diese 
unmittelbar in Leistungen eingehen, die den Betriebsgegenstand des 
Unternehmens bilden, weiters Beiträge im Sinne des § 4 Abs. 4 Z 1. 
§ 4 Abs. 3 vorletzter Satz ist anzuwenden. 

und ihrem betrieblichen Zweck in ein Wareneingangsbuch (§ 128 
BAO) einzutragen sind oder einzutragen wären, sowie Ausgaben 
für Löhne (einschließlich Lohnnebenkosten) und für Fremdlöhne, 
soweit diese unmittelbar in Leistungen eingehen, die den Betriebs-
gegenstand des Unternehmens bilden, weiters Beiträge im Sinne des 
§ 4 Abs. 4 Z 1. § 4 Abs. 3 vorletzter Satz ist anzuwenden. 

(2) Die Anwendung des Durchschnittssatzes gemäß Abs. 1 setzt 
voraus, dass 

(2) Die Anwendung des Durchschnittssatzes gemäß Abs. 1 setzt 
voraus, dass 

 1. keine Buchführungspflicht besteht und auch nicht freiwillig 
Bücher geführt werden, die eine Gewinnermittlung nach § 4 
Abs. 1 ermöglichen, 

 1. keine Buchführungspflicht besteht und auch nicht freiwillig 
Bücher geführt werden, die eine Gewinnermittlung nach § 4 
Abs. 1 ermöglichen, 

 2. die Umsätze (§ 125 Abs. 1 lit. a der Bundesabgabenord-
nung einschließlich der Umsätze aus einer Tätigkeit im Sinne 
des § 22) des vorangegangenen Wirtschaftsjahres nicht mehr 
als 220 000 Euro betragen, 

 2. die Umsätze im Sinne des § 125 Abs. 1 der 
Bundesabgabenordnung des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahres nicht mehr als 220 000 Euro betragen, 

 3. aus der Aufstellung der Betriebsausgaben (§ 44 Abs. 4) her-
vorgeht, dass der Steuerpflichtige von der Pauschalierung 
Gebrauch macht. 

 3. aus der Steuererklärung hervorgeht, dass der Steuerpflichtige 
von der Pauschalierung Gebrauch macht. 

(3) bis (6) ... (3) bis (6) ... 
§ 30. (1) Z 1. bis 2. ... § 30. (1) Z 1. bis 2. ...
  3. Veräußerungsgeschäfte über zu einem Betriebsvermögen 

gehörende Wirtschaftsgüter innerhalb der Frist der Z 1 lit. a 
oder lit. b, soweit der Unterschiedsbetrag gemäß Abs. 4 nicht 
als betriebliche Einkünfte zu erfassen ist. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) ... 
(4) Als Einkünfte sind der Unterschiedsbetrag zwischen dem 

Veräußerungserlös einerseits und den Anschaffungskosten und den 
Werbungskosten andererseits anzusetzen. Im Falle der Veräußerung 
eines angeschafften Gebäudes sind die Anschaffungskosten um In-
standsetzungsaufwendungen und Herstellungsaufwendungen zu er-
höhen und um die im § 28 Abs. 6 genannten steuerfreien Beträge zu 
vermindern. Wird unbebauter Grund und Boden veräußert, so ver-
mindern sich die Einkünfte nach Ablauf von fünf Jahren seit seiner 

(4) Als Einkünfte sind der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Veräußerungserlös einerseits und den Anschaffungskosten und den 
Werbungskosten andererseits anzusetzen. Im Falle der Veräußerung 
eines angeschafften Gebäudes sind die Anschaffungskosten um 
Instandsetzungsaufwendungen und Herstellungsaufwendungen in-
soweit zu erhöhen, als sie nicht bei der Ermittlung außerbetriebli-
cher Einkünfte zu berücksichtigen sind. Sie sind um Absetzungen 
für Abnutzungen, soweit sie bei der Ermittlung außerbetrieblicher 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Anschaffung um jährlich 10%. Die Einkünfte aus Spekulationsge-
schäften bleiben steuerfrei, wenn die gesamten aus Spekulationsge-
schäften erzielten Einkünfte im Kalenderjahr höchstens 440 Euro 
betragen. Führen die Spekulationsgeschäfte in einem Kalenderjahr 
insgesamt zu einem Verlust, so ist dieser nicht ausgleichsfähig (§ 2 
Abs. 2). 

Einkünfte abgezogen worden sind, sowie um die im § 28 Abs. 6 
genannten steuerfreien Beträge zu vermindern. Wird unbebauter 
Grund und Boden veräußert, so vermindern sich die Einkünfte nach 
Ablauf von fünf Jahren seit seiner Anschaffung um jährlich 10%. 
Die Einkünfte aus Spekulationsgeschäften bleiben steuerfrei, wenn 
die gesamten aus Spekulationsgeschäften erzielten Einkünfte im 
Kalenderjahr höchstens 440 Euro betragen. Führen die Spekulati-
onsgeschäfte in einem Kalenderjahr insgesamt zu einem Verlust, so 
ist dieser nicht ausgleichsfähig (§ 2 Abs. 2). 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 
§ 102. (1) … § 102. (1) …
(2) Bei der Veranlagung beschränkt Steuerpflichtiger gilt fol-

gendes: 
(2) Bei der Veranlagung beschränkt Steuerpflichtiger gilt fol-

gendes: 
 1. Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 4) oder Werbungskosten (§ 16) 

dürfen nur insoweit berücksichtigt werden, als sie mit diesen  
Einkünften in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

 1. Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 4) oder Werbungskosten (§ 16) 
dürfen nur insoweit berücksichtigt werden, als sie mit diesen  
Einkünften in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

 2. Sonderausgaben (§ 18) sind abzugsfähig, wenn sie sich auf 
das Inland beziehen. Der Verlustabzug (§ 18 Abs. 6 und 7) 
steht nur für Verluste zu, die in inländischen Betriebsstätten 
entstanden sind, die der Erzielung von Einkünften im Sinne 
von § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 dienen. Er kann nur insoweit berück-
sichtigt werden, als er die nicht der beschränkten Steuer-
pflicht unterliegenden Einkünfte überstiegen hat. 

 2. Sonderausgaben (§ 18) sind abzugsfähig, wenn sie sich auf 
das Inland beziehen. Der Verlustabzug (§ 18 Abs. 6 und 7) 
steht nur für Verluste zu, die in inländischen Betriebsstätten 
entstanden sind, die der Erzielung von Einkünften im Sinne 
von § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 dienen, oder für Verluste, die aus 
unbeweglichem Vermögen im Sinne des ersten Satzes des § 
98 Abs. 1 Z 3 stammen. Er kann nur insoweit berücksichtigt 
werden, als er die nicht der beschränkten Steuerpflicht unter-
liegenden Einkünfte überstiegen hat. 

 3. Die §§ 34, 35, 38, 41 und 105 sind nicht anwendbar.  3. Die §§ 34, 35, 38, 41 und 105 sind nicht anwendbar. 
(3) … (3) … 
§ 124b. Z 1. bis 118. … § 124b. Z 1. bis 118. …

 119. § 3 Z 16a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 35/2005 ist anzuwenden, wenn 

 - die Einkommensteuer veranlagt wird, erstmals bei der 
Veranlagung für das Kalenderjahr 1999,  

 - die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug ein-
gehoben oder durch Veranlagung festgesetzt wird, 

 119. In § 3 Abs. 1 sind Z 16a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 35/2005 und Z 31 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. xxx/200x anzuwenden, wenn 

 - die Einkommensteuer veranlagt wird, erstmals bei der 
Veranlagung für das Kalenderjahr 1999, 

 - die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug ein-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
erstmals für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 
31. Dezember 1998 enden. 

gehoben oder durch Veranlagung festgesetzt wird, 
erstmals für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 
31. Dezember 1998 enden. 

Artikel 2 (Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988) 
§ 7. (1) bis (2) ... § 7. (1) bis (2) ...
(3) Bei Steuerpflichtigen, die auf Grund der Rechtsform nach 

handelsrechtlichen Vorschriften zur Buchführung verpflichtet sind, 
und bei vergleichbaren unbeschränkt steuerpflichtigen ausländi-
schen Körperschaften sind alle Einkünfte (§ 2 Abs. 3 des Einkom-
mensteuergesetzes 1988) den Einkünften aus Gewerbebetrieb (§ 23 
Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988) zuzurechnen. Der Gewinn 
ist 
 – bei Betrieben gewerblicher Art (§ 2), die nach handels-

rechtlichen Vorschriften zur Buchführung verpflichtet  
sind, 

 – bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und 
 – bei vergleichbaren unbeschränkt steuerpflichtigen aus-

ländischen Körperschaften 
nach § 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 zu ermitteln. 

(3) Bei Steuerpflichtigen, die auf Grund der Rechtsform nach 
handelsrechtlichen Vorschriften zur Rechnungslegung verpflichtet 
sind, und bei vergleichbaren unbeschränkt steuerpflichtigen auslän-
dischen Körperschaften sind alle Einkünfte (§ 2 Abs. 3 des Ein-
kommensteuergesetzes 1988) den Einkünften aus Gewerbebetrieb 
(§ 23 Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988) zuzurechnen. Der 
Gewinn ist 
 – bei Betrieben gewerblicher Art (§ 2), die nach handels-

rechtlichen Vorschriften zur Buchführung verpflichtet  
sind, 

 – bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und 
 – bei vergleichbaren unbeschränkt steuerpflichtigen aus-

ländischen Körperschaften 
nach § 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 zu ermitteln. 

(4) bis (5) … (4) bis (5) … 
§ 21. (1) Z 1. ... § 21. (1) Z 1. ...

 2. a) …  2. a) … 
 b) Besteht bei nicht unter Z 3 fallenden Steuerpflichtigen  

hinsichtlich der Betriebsstätte nach handelsrechtlichen 
Vorschriften eine Verpflichtung zur Buchführung, sind alle 
Einkünfte als gewerbliche Einkünfte zu behandeln. Der 
Gewinn ist nach § 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 
zu ermitteln. 

 b) Besteht bei nicht unter Z 3 fallenden Steuerpflichtigen  
hinsichtlich der Betriebsstätte nach handelsrechtlichen 
Vorschriften eine Verpflichtung zur Rechnungslegung, 
sind alle Einkünfte als gewerbliche Einkünfte zu behan-
deln. Der Gewinn ist nach § 5 des Einkommensteuergeset-
zes 1988 zu ermitteln. 

 (2) bis (3) …  (2) bis (3) … 
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Artikel 3 (Änderung der Bundesabgabenordnung) 
§ 124. Wer nach Handelsrecht oder anderen gesetzlichen Vor-

schriften zur Führung und Aufbewahrung von Büchern oder Auf-
zeichnungen verpflichtet ist, hat diese Verpflichtungen auch im Inte-
resse der Abgabenerhebung zu erfüllen. 

§ 124. Wer nach dem Unternehmensgesetzbuch oder anderen 
gesetzlichen Vorschriften zur Führung und Aufbewahrung von Bü-
chern oder Aufzeichnungen verpflichtet ist, hat diese Verpflichtun-
gen auch im Interesse der Abgabenerhebung zu erfüllen. 

§ 125. (1) Soweit sich eine Verpflichtung zur Buchführung nicht 
schon aus § 124 ergibt, sind Unternehmer 

§ 125. (1) Soweit sich eine Verpflichtung zur Buchführung nicht 
schon aus § 124 ergibt, sind Unternehmer für einen land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieb oder wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
(§ 31), 

 a) für einen Betrieb oder wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 
31), dessen Umsatz in zwei aufeinanderfolgenden Kalen-
derjahren jeweils 400 000 Euro, bei Lebensmitteleinzel-
händlern und Gemischtwarenhändlern jeweils 600 000 Eu-
ro, überstiegen hat, oder 

 a) dessen Umsatz in zwei aufeinander folgenden Kalenderjah-
ren jeweils 400 000 Euro überstiegen hat, oder 

 b) für einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb, dessen 
Wert zum 1. Jänner eines Jahres 150 000 Euro überstiegen 
hat,  

 b) dessen Wert zum 1. Jänner eines Jahres 150 000 Euro über-
stiegen hat, 

verpflichtet, für Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkom-
men Bücher zu führen und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen 
regelmäßig Abschlüsse zu machen. Als Unternehmer im Sinn dieser 
Bestimmung gilt eine Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als 
Mitunternehmer im Sinn der einkommensteuerlichen Vorschriften 
anzusehen sind, auch dann, wenn ihr umsatzsteuerrechtlich keine 
Unternehmereigenschaft zukommt; diesfalls sind die Umsätze des 
Gesellschafters maßgeblich, dem die Unternehmereigenschaft zu-
kommt. 

verpflichtet, für Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkom-
men Bücher zu führen und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen 
regelmäßig Abschlüsse zu machen. Als Unternehmer im Sinn dieser 
Bestimmung gilt eine Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als 
Mitunternehmer im Sinn der einkommensteuerlichen Vorschriften 
anzusehen sind, auch dann, wenn ihr umsatzsteuerrechtlich keine 
Unternehmereigenschaft zukommt; diesfalls sind die Umsätze des 
Gesellschafters maßgeblich, dem die Unternehmereigenschaft zu-
kommt. 

Umsätze im Sinn der lit. a sind Umsätze gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 
Umsatzsteuergesetz 1994 zuzüglich der Umsätze aus im Ausland 
ausgeführten Leistungen. Keine Umsätze im Sinn der lit. a sind je-
doch nicht unmittelbar dem Betriebszweck oder dem Zweck des 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes dienende Umsätze, die unter § 6 
Abs. 1 Z 8 und 9 und § 10 Abs. 2 Z 4 Umsatzsteuergesetz 1994 fal-
len oder - wären sie im Inland ausgeführt worden - fallen würden, 
Umsätze aus selbständiger Arbeit im Sinn der einkommensteuer-

Umsätze sind solche gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 Umsatzsteuerge-
setz 1994 zuzüglich der Umsätze aus im Ausland ausgeführten 
Leistungen. Keine Umsätze sind jedoch nicht unmittelbar dem Be-
triebszweck oder dem Zweck des wirtschaftlichen Geschäftsbetrie-
bes dienende Umsätze, die unter § 6 Abs. 1 Z 8 und 9 und § 10 
Abs. 2 Z 4 Umsatzsteuergesetz 1994 fallen oder - wären sie im In-
land ausgeführt worden - fallen würden, Umsätze aus Geschäftsver-
äußerungen im Sinn des § 4 Abs. 7 Umsatzsteuergesetz 1994, bei 
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rechtlichen Vorschriften, Umsätze aus Geschäftsveräußerungen im 
Sinn des § 4 Abs. 7 Umsatzsteuergesetz 1994, bei der Erzielung von 
Entschädigungen im Sinn des § 32 Z 1 Einkommensteuerge-
setz 1988 ausgeführte Umsätze und Umsätze aus besonderen Wald-
nutzungen im Sinn der einkommensteuerrechtlichen Vorschriften. 

der Erzielung von Entschädigungen im Sinn des § 32 Z 1 Einkom-
mensteuergesetz 1988 ausgeführte Umsätze und Umsätze aus be-
sonderen Waldnutzungen im Sinn der einkommensteuerrechtlichen 
Vorschriften. 

Als Wert im Sinn der lit. b ist der um den Wert der Zupachtun-
gen erhöhte und um den Wert der Verpachtungen verminderte Ein-
heitswert in seiner zuletzt maßgeblichen Höhe anzusetzen, wobei der 
Ermittlung des Wertes der Zupachtungen und Verpachtungen der 
nach der Art der Nutzung der betroffenen Flächen maßgebliche, bei 
der Feststellung des Einheitswertes des Betriebes angewendete Hek-
tarsatz und in Ermangelung eines solchen der bei der Feststellung 
des Einheitswertes des Verpächterbetriebes für die verpachteten Flä-
chen angewendete Hektarsatz, den das Finanzamt auf Anfrage dem 
Pächter mitzuteilen hat, zugrunde zu legen ist. Im Einheitswertbe-
scheid ausgewiesene Abschläge und Zuschläge (§ 40 Bewertungsge-
setz 1955) sind entsprechend zu berücksichtigen. Ist auf den Pacht-
gegenstand ein Hektarsatz nicht anzuwenden, so ist insoweit der 
darauf entfallende Ertragswert zugrunde zu legen. Eine Berücksich-
tigung der Abschläge und Zuschläge sowie des Ertragswertes hat bei 
der Wertermittlung nur insoweit zu erfolgen als das Finanzamt diese 
Werte auf Antrag, erforderlichenfalls von Amts wegen festgestellt 
hat. 

Als Wert im Sinn der lit. b ist der um den Wert der Zupachtun-
gen erhöhte und um den Wert der Verpachtungen verminderte Ein-
heitswert in seiner zuletzt maßgeblichen Höhe anzusetzen, wobei 
der Ermittlung des Wertes der Zupachtungen und Verpachtungen 
der nach der Art der Nutzung der betroffenen Flächen maßgebliche, 
bei der Feststellung des Einheitswertes des Betriebes angewendete 
Hektarsatz und in Ermangelung eines solchen der bei der Feststel-
lung des Einheitswertes des Verpächterbetriebes für die verpachte-
ten Flächen angewendete Hektarsatz, den das Finanzamt auf Anfra-
ge dem Pächter mitzuteilen hat, zugrunde zu legen ist. Im Einheits-
wertbescheid ausgewiesene Abschläge und Zuschläge (§ 40 Bewer-
tungsgesetz 1955) sind entsprechend zu berücksichtigen. Ist auf den 
Pachtgegenstand ein Hektarsatz nicht anzuwenden, so ist insoweit 
der darauf entfallende Ertragswert zugrunde zu legen. Eine Berück-
sichtigung der Abschläge und Zuschläge sowie des Ertragswertes 
hat bei der Wertermittlung nur insoweit zu erfolgen als das Finanz-
amt diese Werte auf Antrag, erforderlichenfalls von Amts wegen 
festgestellt hat. 

(2) bis (6) ... (2) bis (6) ... 
 


